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SchweizMontag, 12. Januar 2026

Am Dienstag lancieren SP und
Grüne den Abstimmungskampf
um die Klimafondsinitiative.
Mit auf dem Podium ist Antho-
ny Patt, Professor für Klimapoli-
tik am Institut für Umweltent-
scheidungen der ETH Zürich.

ImUnterschied zu vielen
Ihrer Berufskolleginnen und
-kollegen gelten Sie als
Optimist. Was stimmt Sie so
zuversichtlich, wenn Sie auf
die Bemühungen gegen den
Klimawandel blicken?
Anthony Patt: Wir sehen, dass
viele Länder tatsächlich ihre
Emissionen gesenkt haben.
Selbst hier in der Schweiz sind
die Pro-Kopf-Emissionen in den
vergangenen Jahren um 40 Pro-
zent gesunken, ohne dass unser
Lebensstil ändern musste, ohne
negative wirtschaftliche Konse-
quenzen. Speziell in den nordi-
schen Ländern lassen sich gros-
se Fortschritte beobachten. In
Dänemark zumBeispiel sind die
Pro-Kopf-Emissionen von Ener-
gie und Industrie 70 Prozent ge-
sunken, und die restlichen 30
Prozent kriegen sie in den Griff.
Das zeigt: Die Wende ist mög-
lich. Wir können es schaffen.

Im vergangenen Dezember
jährte sich das Pariser Klima-
abkommenzumzehntenMal.
Da wurde festgestellt, dass
dieWelt die Klimaziele, dar-
unter das 1,5-Grad-Ziel, ver-
passe. Alles nur Alarmismus?
Nein, gar nicht!DieseZielewer-
denwir auf jedenFall verpassen,
höchstwahrscheinlich haben
wir es bereits. Ich sage gar nicht,
es sei alles okay. 1,5 Grad haben
grosse Konsequenzen. Aber ich
meine: Eine Erwärmung um le-
diglich 2 Grad ist mit Anstren-
gung noch möglich, und das ist
viel besser als 2,5. Vor 15 Jahren
warenwir auf Kurs zu 3,5 oder 4.
Es geht in die richtige Richtung.

Sind Sie sich da sicher?
Deutschland diskutiert
über eine Aufhebung des
Verbrennerverbots,
Donald Trump stellt den
menschengemachten Klima-
wandel ohnehin infrage...
Zu Donald Trump möchte ich
am liebsten nichts sagen.Dieser
Backlash ist enorm und er hat
Auswirkungen auf die ganze
Welt. Zum Verbrennerverbot
habe ich ein bisschen eine ande-
re Haltung. Deutschland ver-
folgte das Ziel einer Emissions-
reduktion bei Neuwagen um
100 Prozent per 2035. Nun sind
es 90 Prozent. Ein Rückschritt,
ja, aber kein besonders tragi-
scher. Die Zukunft gehört ohne-
hin der Elektromobilität, die
restlichen 10 Prozent werden
kommen.

Undwie sieht es in der
Schweiz aus? Glauben Sie
noch an Netto-Null bis 2050,
wie es die Schweiz im Klima-
schutzgesetz vor wenigen
Jahren verankert hat?

Das ist auf jeden Fall realistisch.
Die Schweiz erzielt Fortschritte
in den zwei grössten Emissions-
quellen: Verkehr und Heizen.
Schwieriger ist die Umstellung
der Industrie. Wir werden se-
hen, was sich bewerkstelligen
lässt.Undklar ist:Daswirdnicht
von allein passieren; es braucht
weitere Anstrengungen.

Sie sindMitglied imWelt-
klimarat.Wie gut steht denn
die Schweiz in einem inter-
nationalen Vergleich da?
Gemessen an den finanziellen
Möglichkeiten: ziemlich durch-
schnittlich. Die Schweizer Kli-
mapolitik ist ambitionierter als
viele östliche Länder, Japan und
Australien beispielsweise. Die
EU, vor allem die nordischen
Länder, sind aber weiter. Die
USA – vor allem einige Staaten

wie Kalifornien und New York –
waren lange nicht schlecht
unterwegs, aber das hat sich
jetzt unter Trump rapide geän-
dert. Also wir sind nicht wie die
heutigen Amerikaner, aber wir
sindüberhauptkeineSpitzenrei-
ter.

Und jetzt engagieren Sie sich
politisch. Sie befürworten die
Klimafondsinitiative von SP
und Grünen.
Das würde ich nicht unbedingt
sagen.

Bitte? Sie treten an der
Pressekonferenz für die
Initiative auf!
Ja, aber ich wurde als Experte
um eine Einschätzung dazu ge-
beten. Ich verstehe das nicht als
politisches Engagement. Aber
ich kann inhaltlich etwas dazu
sagen, als Wissenschafter.

UndwassagenSiealsWissen-
schafter zur Initiative?
Was ich sage, belegt die Fach-
literatur im In- undAusland, das
belegenzahlreicheStudienauch
aus der Schweiz: Dass der Fort-
schritt schneller vorangeht,
wenn der Staat neue Technolo-
gien fördert. Am besten ist ein
Zusammenspiel aus drei Mass-
nahmen: Förderungvon innova-
tiven Technologien, Vorschrif-
ten,wennsichdiesedurchzuset-
zen beginnen, und zuletzt
Lenkungsabgaben. Dies vor al-
lem als Einnahmequelle für die
Förderung, und sobald die koh-
lenstoffarmenTechnologien be-
reits attraktiv sind. Alle drei sind
nötig, aberman sieht auch, dass
die Förderung bis jetzt ammeis-
ten gebracht hat. Und zwar um
Faktor fünf bis zehn gegenüber
den anderen beiden.

Auf derWebsite der Initiative
steht, mit demGeld aus dem
Klimafonds sollen «mehr
Solarpanels gebaut,Gebäude-
sanierungen vorangetrieben,
der öffentliche Verkehr
ausgebaut und der Erhalt
der Biodiversität und der
Artenvielfalt gefördert
werden».All dieswirdbereits
getan.
Das stimmt. Aber es muss viel
schneller gehen, um das Netto-
Null-Ziel bis 2050 zu erreichen.

Schneller bedeutet schlicht
mehr Geld?
Es braucht mehr Investitionen.
Und diese Rolle kann der Staat
teilweise übernehmen.

Normalerweise definiert die
Politik ein Problem, dann
schaut sie, was es kostet, und
schliesslich regelt sie die
Finanzierung. Der Klima-
fonds will den umgekehrten
Weg gehen: Man äufnet viel
Geld und dann schaut man,
wasman daraus bezahlen
kann. Haben Sie konkrete
Vorschläge?
In der Schweiz werden in den
kommenden Jahren vor allem
grosse Investitionen in der In-
dustrie nötig. Bei der Prozess-
wärme beispielsweise oder bei
Zementanlagen. Hier wird die
Schweiz nicht darum herum-
kommen, CO2-Abscheidungs-
und Speicheranlagen zu bauen.
Dafür braucht es Pipelines für
CO2, welche viel Geld kosten.
Auch bei bestehenden Gebäu-
den gibt es noch viel Potenzial,
dazu Ladeinfrastruktur für die
Elektromobilität.Wir sehen bei-
spielsweise in Zürich, dass die
bestehenden Töpfe auf kanto-
naler Ebene sich rasch leeren,

wenn man die Dinge wirklich
anpackt.

Die Initiative sieht jährlich0,5
bis 1 Prozent des BIP für den
Klimafonds vor. Reicht das?
Man kann sagen: Es hilft. Be-
rechnungen des Weltklimarats
gehen davon aus, dass ein In-
dustrieland wie die Schweiz ge-
samthaft 2 bis 4 Prozent des BIP
investierenmuss, umdieWende
zu schaffen. Wenn davon rund
ein Viertel aus dem Klimafonds
stammt, ist bereits viel getan –
aber es entbindet Gesellschaft
und Wirtschaft nicht von ihren
Pflichten.

Bereits jetzt existierenaufGe-
meinde- und Kantonsebene
viele Fördermittel. Besteht
nicht die Gefahr, dass diese
ihre Kosten einfach auf den
Bund überwälzen würden?
Das sind politische Entscheide.
Dazu möchte ich nichts sagen.
Ich kann lediglich aus wissen-
schaftlicher Sicht belegen, dass
Fördermittel einenWandelbrin-
gen. Studien zeigen, dass die
Mehrheit der Menschen den
Umstieg auf erneuerbare Ener-
gien befürwortet, solange dies
nicht zu höheren Lebenshal-
tungskosten führt oder erhebli-
che Änderungen im Lebensstil
erfordert. Nahezu alle erforder-
lichen Änderungen bestehen
diese beiden Tests, wie bei-
spielsweise die Isolierung eines
Hauses und die Installation
einer Wärmepumpe, die die
Heizkosten in den kommenden
Jahren senken. Allerdings sind
die anfänglichen Investitions-
kosten oft hoch und erfordern
mentale Energie, was einGrund
dafür ist, dass Familien und
Unternehmen nur langsam Ver-
änderungen vornehmen. Förde-
rung ist wirksam, um Investitio-
nen anzuregen. Die Investitio-
nen bringen der Gesellschaft
mehrWohlstand.Undall dies ist
politisch machbar.

Die öffentliche Diskussion in
der Schweiz zielt derzeit in
eineandereRichtung:Eswird
umGeld gestritten für die
Armee, nicht gegen den
Klimawandel. Beobachten
Sie den erwähnten Backlash
auch in der Schweiz?
Ja, wir machen weniger Fort-
schritte, als ich noch vor weni-
gen Jahren gehofft hatte. Es gab
diesen Moment vor der Pande-
mie, da schien die ökologische
Wende auf dem Vormarsch und
unantastbar. Andere Herausfor-
derungen, wie beispielsweise
Krieg, haben zu neuen Prioritä-
ten geführt,was ichnachvollzie-
hen kann. Ich hoffe, dass man
versteht, dass der Übergang zu
erneuerbaren Energien unsere
Sicherheit erhöht. Unsere Autos
und Häuser, unsere Lastwagen
und Industrie benötigen nicht
dasÖl, das Trump aus Venezue-
la fördern möchte. Es liegt an
uns als Gesellschaft, die not-
wendigen Veränderungen vor-
zunehmen. Und ich bin über-
zeugt, dass wir es können.

Interview: Benjamin Rosch

«Ich hoffe,
man versteht,
dass der
Übergang zu
erneuerbaren
Energien
unsere
Sicherheit
erhöht.»

Diplomatie «America first»: So
lautet einer der zentralenPfeiler
der politischen Ideologie von
US-Präsident Donald Trump.
Diese zeigt sich auch in einer
Abneigung gegenüber der Zu-
sammenarbeitmitanderenLän-
dern imRahmenvon internatio-
nalen Organisationen.

AmMittwoch schlug Trump
hier einen weiteren Pflock ein:
Per Dekret beschloss er den
Rückzug der USA aus 66 inter-
nationalen Organisationen, Be-
hörden und Kommissionen.
Diese engagieren sich etwa für
Gesundheitsversorgung, faire
Bildungschancen oder den Kli-
maschutz. Begründung: Die be-
troffenen Organisationen wür-
den «den Interessen der USA
zuwiderlaufen».

Einige von ihnen, wie die
Konferenz der Vereinten Natio-
nen für Handel und Entwick-
lung (UNCTAD), haben ihren
Hauptsitz oder wichtige Büros
im internationalen Genf. Auch
nicht mit der UNO verbundene
Organisationen wie die Interna-
tional Union for Conservation
of Nature (IUCN) mit Hauptsitz
in Gland VD sind betroffen.

Der formelle Austritt der
USA vollzieht eine Entwicklung,
die Trump schon bei seinem
Amtsantritt Ende Januar 2025
angekündigt hatte. Bei vielen
der 66 Organisationen auf der
Liste des Weissen Hauses hat
Trumpdie finanzielleUnterstüt-
zung bereits eingestellt oder
drastisch reduziert.

Der Rückzug der USA, bis-
lang bei vielen internationalen
Organisationen der grösste
Geldgeber, trifft insbesondere
das internationale Genf schwer.
Ohne die Gelder aus Washing-
ton müssen sie Aktivitäten zu-
rückfahren und Personal entlas-
sen.

Bundesrat greift Genf
unter die Arme
Auch deshalb beschloss der
Bundesrat im Juni 2025, dem
internationalen Genf bis 2029
mit 269 Millionen Franken
unter die Arme zu greifen. Die
Schweiz setzte damit ein Zei-
chen für den Multilateralismus,
der aktuell in der Welt zuneh-
mendbedroht sei, sagteAussen-
minister Ignazio Cassis damals
vor denMedien. Er bezeichnete
die Bundesgelder als «Investi-
tion in die Zukunft einer Welt-
ordnung, die auf der Stärke des
Rechts, auf Regeln und auf
Menschlichkeit beruht».

Gemäss Aussendeparte-
ment EDA verfolgen und analy-
sieren die zuständigen Bundes-
stellen die jüngsten Entschei-
dungen der USA sowie deren
mögliche Auswirkungen auf
hier ansässige internationale
Organisationen. Das internatio-
nale Genf spiele eine zentrale
Rolle für den Multilateralismus
und die internationale Zusam-
menarbeit und sei «von grosser
Bedeutung für die Wahrneh-
mung der Schweiz als Gast-
staat». Der Bundesrat beobach-
te die Lage aufmerksam und
prüfe bei Bedarf Massnahmen
im Rahmen der bestehenden
Instrumente, um die Attraktivi-
tät und Funktionsfähigkeit des
internationalen Genf weiterhin
zu gewährleisten. (cbe)

«Es geht in die richtige Richtung»: ETH-Forscher Anthony Patt sieht die Klimawende auf Kurs.
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«Ja, wir machen weniger
Fortschritte, als ich gehofft hatte»
ETH-Professor Anthony Patt tritt für die Klimafondsinitiative von SP und Grünen auf.

Das internationale
Genf noch stärker
unter Druck


